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Einführung 

I. Aktualität von Religion und Weltanschauung in der Bundesrepublik

In der Bundesrepublik Deutschland spielt Religion bei der großen Mehrzahl der Bürger

im Alltagsleben keine Rolle mehr. Gut die Hälfte der Bürger bezeichnet sich ausweis-

lich mehrerer „repräsentativer“ Umfragen als nicht religiös. Andererseits hat Religion

im öffentlichen Leben eine erhebliche Bedeutung. Man hat es zu tun mit Religion bzw.

religiös-weltanschaulicher  Ideologie in der  Schule und anderen Bildungs-  und Erzie-

hungseinrichtungen, in sozialen Einrichtungen, in der Arbeitswelt, bei der Kirchensteu-

er, in den Medien und vielen anderen Bereichen, vom Glockenlärm bis zur Friedhofs-

halle, vom Beamtenrecht bis zum Militär. In der Politik werden unterschiedlichste Fra-

gen der Bioethik, von der Präimplantationsdiagnostik bis zum Humanen Sterben, be-

handelt und erregen die Gemüter. Das „Christliche Abendland“, von dem niemand so

recht weiß, wie man es konkret beschreiben könnte, wird immer wieder als zu verteidi-

gende Bastion beschworen. 

Zu den emotional aufgeladenen Themenbereichen gehört seit dem 11.9.2001 in beson-

derer Weise die breit gefächerte Welt des Islam. Irritiert durch beängstigende islamisti-

sche Vorgänge einerseits und die Einsicht in die Notwendigkeit der gesellschaftlichen

Integrierung der Muslime andererseits fällt es vielen Menschen schwer, rational zu rea-

gieren. Private und öffentliche Diskussionen sowie Leserbriefe zu den verschiedensten

ideologisch angereicherten Themen und manchmal erstaunliche Äußerungen von Politi-

kern und Pädagogen zu weltanschaulichen Fragen im allgemeinen beweisen nicht selten

einen beklagenswerten Mangel an staatsbürgerlicher Grundbildung. 

Die großen Kirchen empfehlen sich als Berater und Mahner in vielen gesellschaftlich-

politischen Fragen, sie wollen dafür aber auch Gegenleistungen, die sie in vielfältiger

Form erhalten und verteidigen. Was den einen eine nur zu gerechtfertigte Förderung

von Kulturleistungen ist, stellt sich den anderen als gesellschaftliches und auch rechtli-

ches Ärgernis dar. Bei der je nach Kassenlage manchmal gnadenlosen Kürzung öffentli-

cher Gelder werden die umfangreichen Subventionen für kirchliche Zwecke tabuisiert,

und Gesetze, Vertragsbestimmungen und wohlfeile oder auch harte Worte gegen solche

Kürzungen  finden  sich  beim  wahltaktischen  Lavieren  allemal.  Menschen,  die  gute

Gründe für eine andere Sichtweise haben, werden leicht zum Außenseiter. Wollen sie

sich, etwa als Schülereltern,  wirksam zur Wehr setzen, fehlt es meist an rechtlichem

Grundwissen und es ist oft schwierig, notfalls einen geeigneten Anwalt zu finden. 



II. Herstellung von Zusammenhängen

In dieser komplexen Gesamtsituation will dieses Lexikon für den Bereich der Bundesre-

publik  Zusammenhänge  zwischen  Religion  bzw.  Weltanschauung einerseits  und  der

Gesellschaft, Politik und den zahlreichen mit Religion verbundenen Rechtsfragen ande-

rerseits herstellen. Es geht darum, anhand konkreter und möglichst aktueller Informati-

on gedankliche Zusammenhänge auf verständliche und nachprüfbare Weise darzulegen.

Dabei wird auch die praktische Bedeutung im Staatsleben und bei der rechtlichen Inter-

essenwahrnehmung deutlich. Auf der Basis allgemein anerkannter Tatsachen und Er-

kenntnisse wird zusätzlich besonderer Wert auf solche Informationen gelegt, die gern

ungesagt bleiben mit der Folge der Verschleierung von Zusammenhängen. Gegebenen-

falls runden historische Erläuterungen und statistische Daten die Artikel ab. 

III. Informationen zu den in Deutschland wichtigsten religiös-weltanschaulichen

Gruppierungen und Einrichtungen

Eine Auseinandersetzung mit religiös-weltanschaulichen Fragen setzt eine Grundkennt-

nis der hauptsächlich betroffenen und diskutierten Religionen / Weltanschauungen vor-

aus. Aus verständlichen Gründen ist die Information über den Islam und die damit ver-

bundenen Bereiche Islamismus und Fundamentalismus insgesamt recht detailliert aus-

gefallen. Dass eine gewisse Kenntnis des Judentums und der Geschichte seiner Verfol-

gung gerade in Deutschland seine Berechtigung hat, bedarf keiner weiteren Erklärung.

Das  bedeutet  aber  nicht,  dass  keine  religiösen  und  historischen  Tatsachen  dargelegt

bzw. Texte zitiert werden dürfen, die nicht jedem gefallen werden. Entsprechendes gilt

für das auf dem Judentum basierende Christentum, bei dem in unserem Kulturkreis am

ehesten auf Vorkenntnisse gehofft werden kann. Aus Konsequenzgründen konnte dabei

auf eine wenigstens sehr stark verknappte Darstellung von religiösen Kernfragen nicht

ganz verzichtet werden. Die christliche Religionsfamilie der Orthodoxie ist nicht nur

historisch bedeutsam und sehr groß, sondern hat in Form der in Kirchengemeinschaft

stehenden „Orthodoxen Kirche“ in Deutschland eine sehr beachtliche Größenordnung

erreicht. Der Buddhismus gewinnt als Minderheitenreligion zunehmend Bedeutung und

verdient als inhaltlich relativ wenig bekannte vielfältige Weltreligion eine gewisse Be-

achtung. Der Hinduismus und andere größere Religionen bzw. Religionsgruppen haben

in der Bundesrepublik aber praktisch keine Bedeutung und werden daher nicht behan-

delt. Anderes gilt für einzelne religiöse Richtungen, die zwar in Deutschland zahlenmä-

ßig nicht bedeutend sind, aber  doch oft  im Mittelpunkt öffentlicher  Aufmerksamkeit

standen und stehen. Daher wurden Artikel zum Opus Dei, zu Scientology und zu den

Zeugen Jehovas gewissermaßen stellvertretend verfasst. Der christliche Fundamentalis-

mus findet einen Ausdruck in den beachtlich großen Gruppierungen des Kreationismus

und des Aussiedler-Puritanismus, deren Behandlung daher gerechtfertigt erschien. Nicht

zuletzt  wird der  weltliche  Humanismus mit  seinen Konsolidierungsbemühungen  und

politisch-gesellschaftlichen Problemen vorgestellt.



IV. Grundgesetz, Gesellschaft, Politik und Geschichte

Eine Art Gegengewicht zu diesen mit eigenen Artikeln vertretenen religiösen Richtun-

gen bilden Ausführungen zu den staatspolitisch, philosophisch und historisch in Verbin-

dung  mit  Kernaussagen  des  Grundgesetzes  mehr  oder  weniger  wichtigen  Themen

Abendland,  Atheismus,  Aufklärung,  säkularer  Humanismus,  Katholische  Kirche  und

Moderne, Leitkultur, Liberale Rechts- und Staatstheorie, Menschenrechte, Säkularisie-

rung,  Suizid,  Toleranz,  Geschichte  der  Religionsfreiheit.  Eine  weitere  Artikelgruppe

geht noch mehr ins Gesellschaftlich-Staatlich-Politische: FDP-Kirchenpapier, Kirchen-

und Religionsstatistik, Katholizismus, Klerikalismus, Laizismus, Medien und Religion,

Politik und Religion, Zivilreligion.

V. Praktische Fragen des Religionsrechts

Beim Bemühen um Verständnis als Basis für richtiges Reden und Handeln im komple-

xen religiös-weltanschaulichen Bereich stößt der ernsthaft interessierte Bürger zwangs-

läufig immer wieder auf Rechtsfragen. Praktisch jedes in Frage kommende Alltagsthe-

ma steht nicht nur in einem gesellschaftlichen Zusammenhang, sondern unterliegt auch

rechtlicher Beurteilung im Rahmen eines ganzen Systems. Dabei stehen die religions-

rechtlich bedeutsamen Vorschriften des Grundgesetzes (Religionsverfassungsrecht; älte-

re Bezeichnung: Staatskirchenrecht) absolut im Vordergrund, geht doch bei rechtlichen

Widersprüchen das GG dem einfachen Bundesrecht und Landesrecht stets vor. Das ist

von nicht zu überschätzender Bedeutung, zeigt dieses Lexikon doch in überaus zahlrei-

chen Artikeln auf, wie sehr im Bereich von Religion und Weltanschauung Verfassungs-

recht und Verfassungswirklichkeit im Groben und in Feinheiten auseinander klaffen wie

in keinem anderen Rechtsgebiet. Bemerkenswert ist schon der Widerspruch zwischen

dem GG und verschiedenen (insoweit theoretisch überholten) Landesverfassungen, über

den sich viele Bürger nicht recht im Klaren sind. 

Der Leser wird bald darauf stoßen, dass in Artikeln und Verweisungen ein Begriff be-

sonders häufig zu finden ist: Neutralität. Dabei geht es um eine religiös-weltanschauli-

che Grundverpflichtung aller öffentlichen Gewalt in Bund, Ländern und Gemeinden im

Verhältnis zu den einzelnen Bürgern sowie zu den sehr  unterschiedlichen Religions-

und Weltanschauungsgemeinschaften. Sie fordert Gleichbehandlung auf der Basis des

Grundgesetzes. Über den ideologischen Kern des GG (seine systemprägenden Grund-

aussagen) sind Viele nicht richtig informiert, zumal wenn sie politischen und religiösen

Interessenvertretern mehr glauben als dem Verfassungstext und nachprüfbaren Argu-

menten und wenn ihnen wichtige Tatsachen unbekannt sind.



VI. Ziel dieses Publikumslexikons

Das Ziel des Lexikons, über die wesentlichen Tatbestände und Meinungen im Gesamt-

bereich Religion /Weltanschauung / Gesellschaft / Recht in der Bundesrepublik aufzu-

klären, soll erreicht werden durch  Artikel, die keine Fachkenntnisse voraussetzen und

von denen grundsätzlich jeder für sich verständlich ist. Die oft zahlreichen Verweisun-

gen dienen der Ergänzung und Vertiefung. Auf Grund des starken inneren Zusammen-

hangs vieler Artikel führt dies zwar nicht selten zu Wiederholungen. Dem steht aber der

Vorteil gegenüber, dass der Leser bei jedem beliebigen Stichwort beginnen kann und

darüber geschlossen unterrichtet wird. Unvermeidbare rechtliche Fachbegriffe werden

stets allgemeinverständlich erläutert. 

Das Buch ist für ein breiteres Publikum verfasst. Ich wünsche mir als Leser Staatsbür-

ger aller Art, insbesondere auch Journalisten, Lehrer, Politiker, Schülereltern, Vertreter

von Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften und der Erwachsenenbildung, aber

auch Juristen. Der Leser sollte sich durch die vielen rechtlichen Nachweise, insbesonde-

re der Rechtsprechung der höchsten Gerichte, nicht gestört fühlen. Man kann sie einfach

ohne Verständnisverlust übergehen. Der Jurist oder rechtlich Interessierte, der authenti-

sches Material zur praktischen Interessenvertretung sucht (etwa bei der umfangreichen

Materie Schule und Religion), wird hoffentlich – ggf. ergänzend zu meinem kompakten

juristischen Lehrbuch „Religions- und Weltanschauungsrecht“ (2008) – dankbar darauf

zurückgreifen, zumal die meisten Spezialmaterien selbst Verwaltungsjuristen meist alles

andere als geläufig und kritische Informationen oft nur schwer zugänglich bzw. auffind-

bar sind. Manche Rechtsausführungen werden dem Nichtjuristen zu diffizil bzw. tro-

cken erscheinen; er muss sie nicht lesen. Aber oberflächlich-vereinfachende Rechtsaus-

führungen sind falsch und zu nichts nutze.

Wer sich rasch einen Gesamtüberblick verschaffen möchte, dem empfehle ich, mit the-

matischen Überblicksartikeln zu beginnen. Artikel zu Sammelbegriffen führen in ganze

Problemkomplexe ein (Beispiele: Islam in Deutschland; Grundrechte, allgemein; Kir-

chensteuer  I;  Religionsfreiheit  II;  Religionsverfassungsrecht;  Schule  und  Religion;

Trennung von Staat und Religion; Verträge zwischen Staat und Religionsgemeinschaf-

ten). 

VII. Das Objektivitätsproblem 

Neutral,  d.h. unparteilich,  kann man sich nur von einem bestimmten Standpunkt aus

verhalten. Der Standpunkt dieses Lexikons ist ein wissenschaftlich-agnostischer. Den-

noch spielt zwangsläufig die subjektive Auswahl aus den möglichen Blickwinkeln und

der Fülle an Einzelaspekten eine erhebliche Rolle. Daher kann kein Lexikon „objektiv“

sein, und das sieht man auch bei jedem anerkannten großen Publikumslexikon bei allen

Themen, die mit Ideologie im weitesten Sinn zu tun haben. Beim Weglassen brisanter

Informationen entsteht zu Unrecht leicht der Eindruck besonderer Objektivität. Bei ei-

nem  kritikfreundlichen  Lexikon  wie  diesem,  das  mehr  als  andere  seinen  The-

menschwerpunkt in ideologisch aufgeladenen Materien hat, sollte der Leser nicht unbe-

dingt erwarten, dass die gegebenen Informationen ihm gefallen. Ich lege jedoch großen

Wert darauf, dass meine tatsächlichen Informationen stimmen, dass gegebenenfalls die



Wertungen nachvollziehbar sind und die Vorgehensweise als zumindest fair anerkannt

werden  kann.  Gerade  weil  viele  Leser  starke  religiöse  Präferenzen  oder  auch

Aversionen haben, werden ihre Gefühle bei der Arbeit mit diesem Lexikon nicht immer

unterstützt werden können. Es geht gerade auch darum, über Tatbestände aufzuklären,

über  die  man  anderswo  wenig  oder  nichts  findet.  Das  gilt  gerade  auch  für  den

rechtlichen Bereich. Die hier häufig vertretenen oppositionellen Meinungen werden alle

argumentativ und nachprüfbar begründet, auf die vorherrschenden Ansichten wird aber

stets gebührend hingewiesen. 

Gerhard Czermak, Friedberg/Bayern

Im Sommer 2009



Abendland, christliches

I. „Abendland“ als Stimmungsmacher.  Die Rede vom Abendland oder gar christli-

chen Abendland ist heute in erster Linie eine vage Floskel. Sie wird gern verbunden mit

der Rede vom so notwendigen demokratischen Wertekonsens, der in engem Zusammen-

hang stehe mit der christlich-abendländischen Tradition. Die dadurch vermittelten Wer-

te seien „Allgemeingut“, heißt es in der umfangreichen Erklärung des Rats der EKD zu

„Christentum und politische Kultur“ von 1997. Sie kann sich in der Tat auf die Schul-

entscheidungen  des BVerfG von 1975 berufen.  Meist  wird mit  solchen Thesen eine

Stimmung zu erzeugen versucht, die erwünschte Schlussfolgerungen als plausibel er-

scheinen lässt. So wird in der genannten EKD-Erklärung im Rahmen der Erläuterung

der notwendigen religiösen Neutralität des Staats diese reduziert: der Staat werde durch

seine  Neutralität  „nicht  daran  gehindert,  das  vor  allem in  den  Kirchen  organisierte

Christentum besonders zu würdigen, nachdem er doch dessen prägende Kraft durchaus

bejaht“ (a.a.O. 28). Dabei gehe es um „keine grundlose Ungleichbehandlung“, hätten

doch die christlichen Kirchen „zum gedeihlichen Zusammenleben der Bürgerinnen und

Bürger unvergleichlich viel beigetragen“ (29). „Demokratienähe“ und „Toleranzgehalt

des Christentums“ sowie die nachhaltige „Stärkung der Gemeinschaftsfähigkeit“ gehör-

ten dazu. Eine „Pflicht  zu blinder  Neutralität“  wolle das GG daher  nicht.  Besonders

deutlich war die Interessenvertretung, als konservative Politiker anlässlich des Kruzifix-

Beschlusses des BVerfG von 1995 mit gröbster Polemik manchmal nahezu den Unter-

gang des christlichen Abendlandes beschworen. Auffallenderweise macht aber keiner

der christlich-abendländischen Wortführer deutlich, was denn das christliche Abendland

und seine Werte konkret zum Inhalt haben sollen. Auch das BVerfG hat keine Definiti-

on geliefert,  und selbst große Kommentare zum GG enthalten keine diesbezüglichen

Stichworte.  Weder  das  Evangelische  Staatslexikon  (3.  A.  1987;  Neuausgabe  2006),

noch das Handbuch des Staatskirchenrechts (1994/95), noch das Handbuch des katholi-

schen Kirchenrechts (1999) enthalten einschlägige Artikel oder befassen sich sonst nä-

her  mit  dem Thema.  Schon daran  kann  man  erkennen,  dass  die  (bloße)  Rede  vom

(christlichen) Abendland keinen Erklärungswert hat.        

II. Inhaltliche Aspekte. Am meisten ist der Begriff „Abendland“, ein deutsches Spezi-

fikum, assoziiert mit dem (christlichen) Mittelalter, bezieht aber auch die Antike mit ein

und kann die gesamte Geschichte Mittel- und Westeuropas bedeuten. Er setzt sich so-

wohl vom byzantinischen Osten wie vom Orient ab. So allgemein gesehen, bedeutet das

Abendland im übrigen die Kultur, die auf der Grundlage der Antike von den christlich

gewordenen  europäischen  Völkern  geschaffen  wurde.  Der  eigentliche  Beginn  des

„Abendlandes“ kann mit dem Aufstieg der Karolinger und gleichzeitig des Papsttums

im 8. Jh. benannt werden. Das Bewusstsein der kulturellen Zusammengehörigkeit des

A.  zeigte  sich  erstmals  mit  den  Kreuzzügen  (rückblickend  keine  erhebende

Angelegenheit) und wurde durch die islamische Bedrohung verstärkt. Zu seinen Beson-

derheiten gehört der ständige wechselseitige Kampf der (vielfach miteinander verfloch-

tenen) geistlichen und weltlichen Macht innerhalb der einen mittelalterlichen „res publi-

ca christiana“. Zu den abendländischen Besonderheiten gehört ein spezifischer Rationa-

lismus. Der Nominalismus (Erkennbarkeit nur des Einzelnen; Wilhelm von Ockham, 1.

Hälfte  des  14.  Jh.)  war  eine  philosophische  Grundlage  der  Entwicklung  der



Naturwissenschaften.  Wichtig für  die Rationalisierung waren auch die Universitäten,

die  scholastische  Philosophie  und  Theologie,  das  Mönchtum,  die  Rezeption  des

römischen  Rechts  und  Ausbildung  des  Kirchenrechts  sowie  die  Entwicklung  eines

besonderen  Stadtbürgertums.  Der  okzidentale  Individualismus,  gefördert  durch  die

persönliche  Verantwortung  vor  Gott,  brachte  auch  eine  kritische  Intelligenz  von  –

freilich rigoros verfolgten – religiösen Abweichlern hervor. Schließlich entwickelte sich

auf  dem  Boden  des  Renaissance-Humanismus  die  Lehre  von  der  individuellen

Menschenwürde,  die  über  Naturrecht  und kirchenkritische  Aufklärung schließlich zu

den Menschenrechten im heutigen Sinn führte. Diese wurden freilich bis zum historisch

zuletzt möglichen Zeitpunkt bekämpft, von der kath. Kirche mit größter Erbitterung.

III.  Christentum.  Zwar ist  das Abendland weitgehend durch das – in sich bis zum

krassen  Gegensatz  unterschiedliche  –  „Christentum“  geprägt.  Unbestritten  gibt  es

typisch  europäische  Entwicklungen  (s.o.)  wie  die  Formulierung  und  Anerkennung

subjektiver  Grundrechte  als  Ergebnis  Jahrhunderte  dauernder  blutiger

Auseinandersetzungen, die schwerpunktmäßig religiös bedingt waren. Das alles ist im

Guten wie Bösen, Verbindenden wie Trennenden, mit dem „Christentum“ verbunden,

auch  die  deistisch-atheistische  und  naturrechtlich-christliche  Aufklärung,  die

Entwicklung  einer  sich  von  der  Religion  mehr  und  mehr  lösenden  Medizin  und

Naturwissenschaft bis zur breiten philosophischen Entwicklung weg vom persönlichen

Gott.  Das  Kreuz,  einst  das Symbol  des  Abendlandes,  war regelmäßiges  Utensil  der

Folterkammern, gilt heute aber als Friedens- und Segenszeichen. Die „abendländische“

Geschichte beinhaltete Sklaverei und Schwertmission, Prozesse gegen Tiere (stattdessen

heute:  ökologische  Theologie),  eine  2000-jährige  Judenfeindschaft  bis  nach  dem

Holocaust, heute freilich abgelöst durch eine christlich-jüdische Verständigung und im

Grundsatz  gesellschaftliche  Akzeptanz.  Einst  galt  den  Häretikern  mörderische

Verfolgung  (herausragend:  Katharer;  Ustascha-Regime  und  serbische  Orthodoxie),

heute ist das weltumspannende Religionsgespräch angesagt (Stiftung „Weltethos“). Von

der Bergpredigt ging die abendländische Entwicklung bis zur Inquisition, jener „totalen

Sonnenfinsternis“ des Christentums (Walter Nigg),  heute steht aber jene – zumindest

theoretisch – wieder in höchsten Ehren.  

IV. Begriffliche Entbehrlichkeit. Die Entwicklung des Abendlandes war, auch in bil-

dender Kunst und Musik, in hohem Maß vom Christentum geprägt, aber es waren im-

mer viele und gegensätzliche Christentümer. Der moderne demokratische Staat entwi-

ckelte sich in Europa notwendig auf dem Boden des herrschenden Christentums, war

aber ohne die Aufklärung undenkbar. Wenn es auch, wie skizziert, Besonderheiten einer

äußerst vielfältigen westlichen Entwicklung gab, so ist es doch nicht sinnvoll, im Zu-

sammenhang mit der heutigen rechtspolitischen und gesellschaftlichen Diskussion pau-

schal von „den Werten“ (welchen?) „des“ (welchen?) christlichen Abendlandes zu spre-

chen.  Der  einschlägige  Artikel  des  Staatslexikons  der  kath.  Görres-Gesellschaft

(1985/1995) endet daher erfreulich nüchtern mit der Feststellung, die vom Pluralismus

herausgeforderte Diskussion über die „Grundwerte“ Europas könne sich nicht mehr auf

das Abendland berufen. Jegliche Rechtsdiskussion mit dem bloßen Hinweis auf abend-

ländische Werte hat nach allem tendenziell demagogischen Charakter und ist im besten



Fall überflüssig.

Aufklärung; Christentum; Christentum und GG; Christliche Gemeinschaftsschulen; Ka-

tholische Kirche und Moderne; Kreuz im Klassenzimmer; Menschenrechte; Naturrecht;

Neutralität; Toleranz.

Literatur:

EKD-Texte 63: Christentum und politische Kultur. Über das Verhältnis des demokrati-

schen Rechtsstaates zum Christentum. Eine Erklärung des Rates der Evangelischen Kir-

che in Deutschland. Hannover 1997, 37 S.;  Köhler,  Oskar: Art. Abendland, StL-GG I

(1985/1995), Sp 1-6.


